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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

09.03.1978 

Geschäftszahl 

0994/77 

Rechtssatz 

Die Verfolgung und Bestrafung einer Person ist nicht möglich wegen eines im Beschuldigtenladungsbescheid 
nicht angeführten Tatbestandes, auch wenn der Beschuldigte bei seiner Vernehmung in Richtung dieses 
Tatbestandes eine Erklärung abgegeben hat, da aus dieser Erklärung eine Ausdehnung der im 
Beschuldigtenladungsbescheid zur Last gelegten Tat nicht abgeleitet werden kann. 


